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Sachverhalt und Antrãge 

Auf den Gegenstand der am 5. November 1982 eingereichten 
europäischen Patentanmeldung Nr. 82 110 204.3, für die die 
Priorität einer früheren Anmeldung vom 12. November 1981 in 
Anspruch genominen worden ist, wurde am 12. November 1986 
das europäische Patent Nr. 0 079 543 mit einem einzigen 
Anspruch erteilt. 

Gegen das erteilte Patent legte die Beschwerdeführerin 
am 2. Mal 1987 Einspruch em. 

Hierzu bediente sie sich der vier Blätter 1 bis 4 des vom 
EPA bereitgestellten Foriublatts EPA Form 2300 08.86 
"Einspruch gegen ein europãisches Patent". In diesem 
Formblatt waren ordnungsgernäB die verlangten Angaben mit 
Schreibmaschine eingetragen und zu vorgedruckten Aussagen 
die entsprechenden Kästchen mit einem Kreuz versehen 
worden. Angekreuzt wurde dabei auch das erste Kästchen im 
Teil VIII "Mündliche Verhandlung" auf Seite 2 neben der 
Aussage "- wird beantragt, falls das angegriffene Patent 
nicht allein aufgrund der schriftlichen Ausführungen un 
beantragten Uinfang widerrufen werden kann". 

Ebenfalls angekreuzt wurde die Aussage: "der Einspruch 
richtet sich gegen das erteilte Patent - in gesanten 
tJmfang". 

Die Beschwerdegegnerin/Patentinhaberin nahin hierzu in einem 
beim Ant am 16. Dezember 1987 eingegangenen Schreiben 
Stellung. Am 28. Januar 1988 gingen beim Ant weitere 
schriftliche Ausfuhrungen der Beschwerdeführerin em, auf 
die die Beschwerdegegnerin am 19. Närz 1988 antwortete. 

Mit Entscheidung vain 3. Mai 1988 wies die Einspruchsabtei-
lung ohne vorherige Anberauinung einer mündlichen 
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Verhandlung den Einspruch gemà8 Artikel 102 (2) EPtJ 

zurück. 

IV. Gegen die Entscheidung legte die Beschwerdeführerin am 

7. Mai 1988 unter gleichzeitiger Entrichtung der Gebühr 

Beschwerde ein und beantragte, die angefochtene 

Entscheidung aufzuheben, die Sache an die Einspruchs-

abteilung zurückzuverweisen und die Rückzahlung der 

Beschwerdegebühr wegen eines wesentlichen Verfahrensmangels 

anzuordnen. 

Hilfsweise wurde beantragt, die Entscheidung aufzuheben und 

das europäische Patent in vollem Umfang zu widerrufen. 

Gleichzeitig wurde der Hauptantrag damit begründet, dai3 das 

Einspruchsverfahren insofern einen wesentlichen Verfahrens-

mangel aufweise, als der Antrag der Einsprechenden auf eine 

mündliche Verhandlung unberücksichtigt geblieben sei. 

Dieser Antrag sei durch Ankreuzen des entsprechenden 

Kästchens im Teil VIII "Mündliche Verhandlung" auf Seite 2 

des unter dem 30.4.1987 ausgefertigten Formblattes EPA 

Form 2300 08.86 gestelit worden. 

Entsche idungsgründe 

Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 bis 108 sowie 

Regel 64 EPU; sie ist daher zulassig. 

Zu prüfen ist in erster Linie, ob eine xnündliche 

Verharidlung vor der Einspruchsabteilung ordnungsgemãB 

beantragt wurde und ob eirie Ladung der Beteiligten zu 

einer soichen Verhandlung geboten war. 

Was den Antrag auf mündliche Verhandlung anbelangt, so ist 

dieser von der Beschwerdeführerin im Einspruchsverfahren 

00336 	 . . ./. 



3 	 T 209/88 

durch Ankreuzen des Teils VIII "MUndliche Verhandlung" auf 
Seite 2 des FormblatteS EPA Form 2300.2 08.86 gesteilt 

worden. 

3.1 Wenn das EPA für die Offentlichkeit bestiirtmte Formblätter 
bereitstellt, hat es sich auf ihre Benutzung einzustellen 
und vor allem den darin zum Ausdruck gebrachten Willen 
gemài3 den Angaben des Benutzers zu akzeptieren. Wenn, wie 
im vorliegenden Fall, das für etwaige Einsprechende 
bestimnite Formblatt in Teil VIII "Mündliche Verhandlung" 
zwei Möglichkeiten aufzeigt (nämlich zurn einen "wird 
beantragt, falls das angegriffene Patent nicht allein 
aufgrund derschriftlichen Ausführungen im beantragten 
Umfang widerrufen werden kann" und zurn anderen "wird - 
derzeit - nicht beantragt"), neben denen sich jeweils em 

für das Anbringen eines Kreuzes bestimrntes Kästchen 
befindet, so ist das Ankreuzen eines der beiden Kästchen 
als Bestätigung der betreffenden Angabe zu werten. Die 

Tatsache, daB un vorhergehendenTei1 VII "Tatsachen-
vorbringen und Begründung" ein Kreuz vorgedruckt ist, kann 
diese Auslegung nur untermauern. 

Die Beschwerdeführerin konnte demnach mit Fug und Recht 
annehrnen, es genüge, das Kästchen neben der ersten 
Mäglichkeit anzukreuzen, urn dem Aint rnitzuteilen, daB 
hilfsweise eine mündliche Verhandlung beantragt werde. 

3.2 	In der Entscheidung J 25/88 vertrat die Juristische 
Beschwerdekarnrner 3.1.1 die Auffassung (s. Nr. 6), es 
bestehe kein Grund für die Annahme, daB ein mittels eines 
Forinblatts (EPA Form 1001) gesteliter Antrag (damals ging 
es urn die Benennung der Staaten in einer Patentanmeldung) 
weniger rechtsverbindlich sei als ein in anderer Form 

eingereichter Antrag. 
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3.3 Die Kammer konunt auf Grund vorstehender Uberlegungen 
ebenfalls zu dem Ergebnis, daB von der Beschwerdeführerin 	- 
ein Hilfsantrag auf mündliche Verhandlung wirksam gestellt 
worden ist. 

4. 	Zur Frage, ob bei dieser Sachiage die Einspruchsabteilung 
die Beteiligten vor ihrer Entscheidung zu einer inündlichen 
Verhandlung hàtte laden inüssen, ist folgendes zu bemerken: 

4.1 Mach Artikel 116 EPU findet eine mündliche Verhandlung 
entweder auf Antrag eines Beteiligten oder, sofern das EPA 
dies für sachdienlich erachtet, von Aints wegen statt. 

Derselbe Artikel sieht eine Ausnahine von dieser Regel nur 
dann vor, wenn bereits eine nünd1iche Verhandlung 
stattgefunden hat; un vorliegenden Fall trif ft dies nicht 
zu. 

Daraus ergibt sich, daB die Einspruchsabteilung 
verpflichtet war, die beantragte inündliche Verhandlung 
antragsgeinäl3 durchzuführen, wenn sie beabsichtigte 
zuungunsten der Einsprechenden zu entscheiden. 

4.2 Wie in der (unveräffentlichten) Entscheidung T 93/88 vom 
11. August 1988, die auf die Entscheidung T 19/87 (AB1. 
1988, 268) Bezug nhiniut, erlàutert ist, ist un Rahinen eines 
Einspruchsverfahrens eine Entscheidung gegen einen 
Beteiligten, der eine inündliche Verhandlung beantragt hat, 
aufzuheben und als unwirksam anzusehen, wenn die besagte 
Entscheidung ohne vorherige Ladung der Beteiligten zu einer 
mündlichen Verhandlung (s. Mr. 2, letzter Absatz) getroffen 
wurde. 

Ferner wird in der Entscheidung T 93/88 das TJnterbleiben 
der Ladung der Beteiligten zu einer inündlichen Verhandlung 
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als wesentlicher Verfahrensmangel gewertet, der nach 
Regel 67 EPU die Rückzahlung der Beschwerdegebühr 

rechtfertigt. 

4.3 Die Kaimner teilt die vorstehend dargelegte Auffassung und 
halt sie auch im vorliegenden Fall für zutref fend. Sie 
steilt daher fest, daB die Einspruchsabteilung gegen die in 
Artikel 116 EPU festgelegte Vorschrift verstoBen hat, was 
als wesentlicher, die Rückzahlung der Beschwerdegebühr 
rechtfertigender Verfahrensinangel zu werten ist, auch wenn 
es menschlich ohne weiteres verstãndlich ist, daB - 
insbesondere nach relativ kurz vorher erfolgter Einführung 
eines neuen, mehrere Seiten unifassenden Formblatts - em 
einzelnes Kreuz übersehen werden kann. 

Das in Artikel 116 EPU festgelegte 'Recht auf Durchführung 
einer niündlichen Verhandlung bildet einen wesentlichen 

.Bestandteil des in Artikel 113 EPU verankerten Anspruchs 
auf ausreichendes rechtliches Gehör. Die Nichtbeachtung 
eines Antrags auf mündliche Verhandlung nimmt dein 
betreffenden Beteiligten die Môglichkeit, seine Sache in 
der von ihni beabsichtigten Weise vorzubringen und zu den 
entgegenstehenden sachlichen und rechtlichen Gründen bzw. 
Argunienten un vorgesehenen Unifang Stellung zu nehinen. 

un vorliegenden Fall konnte sich die Beschwerdeführerin, 
gestützt auf ihren Hilfsantrag, darauf verlassen, daB sie 
vor ErlaB einer für sie ungünstigen Entscheidung Gelegen-
heit haben würde, ihre Sache mündlich zu verteidigen. Sie 
hatte daher keinen AnlaB zu einer vorherigen weiteren 
schriftlichen Stellungnahnie. 

Aus vorstehenden Gründen liegt auch ein Verstol3 gegen die 
Verfahrensvorschrift des Artikels 113 (1) EPU vor. 
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5. 	Die Kammer gelangt ferner zu dem SchluB, daB jede 

Fortsetzung des Verfahrens unter Ausklammerung einer 

mündlichen Verhandlung vor der Einspruchsabteilung einer 

Verletzung der Rechte eines Beteiligten gleichkáme und 

deshaib eine Zuruckverweisung der Sache an die Vorinstanz 

unerlá8lich ist. 

Da dem Hauptantrag der Beschwerdeführerin stattgegeben 

wurde, ist der gestelite Hilfsantrag gegenstandsios. 

Entscheidungsformel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Die Sache wird zur Fortsetzung des Verfahrens an die 

Einspruchsabteilung zurückverwiesen. 

Die Rückzahlung der Beschwerdegebühr wird angeordnet. 

Der Geschàftsstel].enbeamte: 	Der Vorsitzende: 

S. Fabiani 
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